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08 I September 2006 

„Mittelstandspolitik – arbeitsorientiert und innovativ 
Für ein soziales Europa“ 
2. Mittelstandspolitische Konferenz der IG Metall 13. / 14. September 2006 in Berlin 
 
Die Geschäftspolitik kleiner und mittlerer Unternehmen (KMU) scheint oft nicht spektakulär. Sie 
wird in der Öffentlichkeit weniger beachtet, als die Aktivitäten der großen und überregional be-
kannten Konzerne. Doch prägen die Arbeits- und Entlohnungsbedingungen der kleinen und mitt-
leren Unternehmen die Lebenswirklichkeit von rund 70 Prozent der Bevölkerung. Industriepoli-
tisch haben sie als fester Bestandteil von Wertschöpfungsketten eine wichtige funktion. Im Or-
ganisationsbereich der IG Metall kommt den KMU damit eine wachsende Bedeutung zu. 
 
Die Konferenz ist Teil der von IG Me-
tall Vorstand beschlossenen mit-
telstandspolitischen Initiative. Sie soll 
dazu beitragen, eine arbeitorientierte 
und innovative Mittelstandspolitik für 
ein soziales Europa voranzutreiben, 
in unserer eigenen Organisation e-
nenso wie in Wissenschaft und Poli-
tik. 
Mit der jetztigen Konferenz mit ca. 
250 Teilnehmer/Innen will die IG Me-
tall: 
� die Positionsfindung mittelstands-

politischer Themen voranbringen, 
� gute Praxisbespiele im Sinne von 

Handlungsmöglichkeiten verall-
gemeinern, 

� eine geeignete Plattform für KMU-
Akteure herstellen, 

� einen europäischen Kontext re-
flektieren und 

� eine Auseinandersetzung mit der 
Politik organisieren. 

 
Die Konkretisierung der vorgenann-
ten Zielvorstellungen wird in den Fo-
ren bearbeitet. Hierzu wurden die 
folgenden Thesen entwickelt. Sie 
sind Grundlage für das Konferenzer-
gebnis und eine mittelstandspoliti-
sche Standortbestimmung der IG 
Metall. 
 

 
„Wir wollen unsere Konzepte 
als Antwort auf den Struktur-
wandel einer mittelständschen 
Wirtschaft und auf die Verän-
derungen in der Arbeitswelt 
von KMU’s weiterentwickeln“, 
so Wolfgang Rhode, Ge-
schäftsführendes Vorstands-
mitglied der IG Metall. „Innova-
tive Konzepte für den Mit-
telstand müssen jedoch immer 
die Arbeitnehmer mit im Blick 
haben. Ihre Leistungsbereit-
schaft und Qualifikation sind 
die entscheidenden Träger für 
wirtschaftliche Ertragskraft. 
Wer Politik für den Mittelstand 
machen will“, so Rhode, „der 
muss zugleich Politik für die 
betroffenen Arbeitnehmer ma-
chen.“ 

Die Foren im  
Überblick 

 
1. Schmutzkonkurrenz statt 

Innovationswettbewerb? 
2. Steuerreform – gute Aus-

sichten für KMU? 
3. Mitbestimmung im Mit-

telstand - Hemmschuh  
oder Beschleuniger? 

4. Vorausschauende Perso-
nalplanung und Qualifizie-
rung – möglich in KMU? 

5. Kleine und mittlere Unter-
nehmen – ein Innovations-
faktor? 
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Forum 1: Schmutzkonkurrenz statt Innovationswettbewerb? 
 
Forenbeschreibung 
 
Die neoliberale Deregulierungsdebatte hat in den letzten Jahren erheblichen Flurschaden angerichtet 
und die gesellschaftliche Akzeptanz für die Sicherung tarifvertraglicher Mindeststandards nachhaltig 
geschädigt. Dieser Prozess wird von der europäischen und nationalen Politik mit immer neuen Initiati-
ven und Maßnahmen vorangetrieben. Die EU-Dienstleistungs-richtlinie ist ein weiteres, aktuelles Bei-
spiel dazu.  
 
Gleichzeitig werden durch Outsourcing und Leiharbeit immer größere Teile der Belegschaften ausgehe-
belt und dem wachsenden Druck der Dienstleistungsmärkte und prekärer Beschäftigungsverhältnisse 
ausgesetzt. Die Folge: Dumpingwettbewerb und Schmutzkonkurrenz breiten sich aus.  
 
Erfahrungen und Erkenntnisse zu dieser gesellschaftlich und ökonomisch schädlichen Entwicklung 
sind ebenso wie gewerkschaftliche Handlungsansätze und politische Anforderungen Diskussions- und 
Arbeitsgegenstand dieses Forums. 
 
Thesen 
 

1. Viele KMU’s reagieren auf 
den Wettbewerb zunehmend 
mit wachsendem Druck auf 
Löhne, Arbeitszeit und Ar-
beitsbedingungen. Auch Out-
sourcing, Leiharbeit und 
Werkvertragsarbeit werden 
zunehmend genutzt, um 
Stammbelegschaften abzu-
bauen und Kosten einzuspa-
ren. Diese Perversion des 
Wettbewerbgedankens scha-
det nicht nur den unmittelbar 
betroffenen Arbeitnehmern. 
Sie führt zugleich zu ökono-
mischen Fehlsteuerungen 
und gesellschaftlichen Fehl-
entwicklungen.  

 
2. Die Öffnung der Dienstleis-

tungsmärkte in Europa setzt 
in Verbindung mit der Dere-
gulierungspolitik der EU einen 
erheblichen Dumpingwettbe-
werb frei. Betroffen sind nicht 
nur Montagebereiche und 
Handwerk, sondern auch die 
industriellen Sektoren im Or-
ganisationsbereich der IG 
Metall. Die Sicherung tarifli-
cher Standards für grenz-
überschreitende Dienstleis-
tungsarbeit (Arbeitnehmer-
entsendung; Leiharbeit; 
Scheinselbständigkeit) ist 
deshalb dringend geboten. 

 
3. In vielen europäischen Län-

dern gibt es weitaus bessere 

gesetzliche Regelungen zur 
Sicherung tariflicher Stan-
dards als in der Bundesrepu-
blik.  Deutschland als größte 
und außenwirtschaftlich er-
folgreichste Volkswirtschaft in 
Europa darf nicht zum Ein-
fallstor für Dumping- und 
Schmutzkonkurrenz in Euro-
pa werden. 

 
4. Der Anwendungsbereich des 

Arbeitnehmerentsendegeset-
zes ist auf den gesamten Or-
ganisationsbereich der IG 
Metall auszuweiten. Tarifliche 
Standards sind als Mindest-
normen auch für entsandte 
Arbeitnehmer und Leiharbei-
ter aus anderen europäischen 
Ländern zu sichern.  
 

5. KMU-Beschäftigte sind zu-
mindest ebenso schutzbe-
dürftig wie andere Arbeit-

nehmer. Nicht die Abschaf-
fung oder Einschränkung 
sondern die Stärkung und er-
forderlichenfalls KMU-
bezogene Flankierung des 
Arbeitnehmerschutzes ist 
Aufgabe der Politik. 

 
6. Betriebsräten kommt bei der 

Bekämpfung der Dumpingspi-
rale sowohl im nationalen als 
auch grenzüberschreitenden 
europäischen Wettbewerb ei-
ne wachsende Bedeutung zu. 
Formen branchenbezogener 
gewerkschaftlicher Zusam-
menarbeit können dabei 
wertvolle Unterstützung leis-
ten. Bestehende Rechtsmittel 
und die Chancen solidari-
schen Handelns gilt es zu 
nutzen um der Dumpingspira-
le entgegenzuwirken und statt 
dessen Innovation zu fördern. 

51,5 % 

Der Mittelstand tätigt 51,5 Prozent der Bruttoinvestitionen aller Unternehmen.
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Forum 2: Steuerreform - gute Aussichten für KMU? 
 
Forenbeschreibung 
 
Die Unternehmenssteuerreform 2008 steht vor der Tür. Die Forderungen von Arbeitgeberseite nach 
Steuerentlastungen ebben nicht ab.  
 
Ist die Steuerlast ein drückendes Problem der KMU? Brauchen Mittelständler Steuergeschenke? Was 
sieht das Regierungskonzept vor? Was wollen die Gewerkschaften? Welche Auswirkungen haben 
die unterschiedlichen Steuerreformkonzepte für das Wachstum? 
 
Auf diese Fragen gibt das Forum Steuern Antworten. Betriebsräten sollen Kernkompetenzen in Steu-
erfragen vermittelt werden, um dem Trommelfeuer der Arbeitgeberverbände begegnen zu können. 
 
Thesen 
 
1. Dass KMU von der Steuerlast 

erdrückt werden und Steuer-
senkungen zur Sicherung der 
Wettbewerbskraft nötig sind, 
ist nichts als eine ungesicherte 
Behauptung. Zwar vergeht 
kaum ein Tag, ohne dass in 
den Medien die exorbitante 
Steuerbelastung der Wirtschaft 
beklagt wird. Quer durch die 
Wirtschaft seien tausende Ar-
beitsplätzen bedroht, wenn die 
Unternehmenssteuern nicht 
endlich gesenkt werden wür-
den. Ob es tatsächlich so ist - 
keiner weiß es. Denn was die 
wenigsten wissen ist, dass 
Zahlen über die wirkliche 
Steuerbelastung von kleinen 
und mittleren Unternehmen 
fehlen! Die tatsächliche Steu-
erbelastung im Mittelstand ist 
eine Blackbox. Alles was vor-
liegt, sind Modellrechnungen. 
Und diese zeigen keinesfalls in 
die gleiche Richtung.  

 
2. Was Deutschland braucht, ist 

mehr Steuergerechtigkeit. 
Unternehmen werden in 
Deutschland schon lange nicht 
mehr nach ihrer Leistungsfä-
higkeit besteuert. Derjenige, 
der clever ist, trickst selber bei 
der Steuer herum oder enga-
giert jemand, der das für ihn 
macht. Unternehmen mit Aus-
landsengagement rechnen 
Gewinne klein, indem sie Gel-
der zwischen dem In- und Aus-
land hin und her schieben. In  

 
einkommenssteuerpflichtigen  
KMU werden Privatausgaben 
über das Firmenkonto abge-
rechnet und auf diese Weise 
die Steuerbelastung reduziert. 
Die Höhe der Steuerbelastung 
und die tatsächliche Leistungs-
fähigkeit klaffen daher ausein-
ander. Deshalb müssen Steu-
erschlupflöcher geschlossen 
werden.  

 
3. Wie viel Steuern jemand zahlt, 

muss sich nach der Leistungs-
fähigkeit richten. Wer mehr 
verdient, zahlt auch mehr. Der 
linear progressiv ansteigende 
Steuersatz hat keinesfalls aus-
gedient. Wer weniger verdient 
als zur Sicherung der Existenz 
nötig ist, zahlt gar nichts. Dass 
stellt der Grundfreibetrag si-
cher. Das Konzept der Solida-
rischen Einfachsteuer (SES) 

der Gewerkschaften wird dem 
gerecht.  

4. KMU brauchen Steuern, denn 
Steuern sichern die Ausga-
benbereitschaft der größten öf-
fentlichen Investoren - der 
Städte und Kommunen. Zwar 
hat es sich noch nicht herum-
gesprochen, aber tatsächlich 
sind es die Gewerkschaften, 
die heute Politik für KMU ma-
chen, nicht die Kammern und 
Handwerksverbände und 
schon gar nicht die Industrie-
verbände. Denn das Haupt-
problem von KMU ist die feh-
lende Inlandsnachfrage. Ge-
werkschaften sind eine der 
wenigen, die fordern, dass der 
Staat Einnahmen bekommt, 
um seine Ausgaben für öffent-
liche Investitionen zu versteti-
gen. Das ist die richtige Zu-
kunftspolitik - auch wenn das 
viele nicht hören wollen. 

 

40,8 % 

Der Mittelstand erwirtschaftet 40,8% aller steuerpflichtigen Umsätze.
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Forum 3: Mitbestimmung im Mittelstand - Hemmschuh oder  
  Beschleuniger? 
 
Forenbeschreibung 
 
Erstmals wurde nach dem 1. Weltkrieg, parallel zum konfliktbeladenen  Aufbau einer parlamentari-
schen Demokratie (Weimarer Republik), 1920 der Gedanke einer Mitwirkung durch Betriebsräte durch-
gesetzt. Nach dem zweiten Weltkrieg musste von den Gewerkschaften hart um die Unternehmens- 
und Betriebsratsmitbestimmung gerungen werden. Ging es doch nach dem Machtverlust des Kapitals 
darum, die Betriebsräte in den 50er Jahren gegen die Gewerkschaften in Stellung zu bringen.  
 
Seither ist die Mitbestimmung mit ihren Reformschritten 1972 und 2001 zu einer relativen „Erfolgs-
story“ geworden. Aber die Mitbestimmung ist unter Druck.  Aktuell wird unser Mitbestimmungssys-
tem von weiten Teilen der Unternehmen und ihrer Verbände bekämpft. Tagtäglich muss sie von den 
ca. 12.000 KMU-Betriebsräten (ca. 46.000 Betriebsratsmitglieder) im Organisationsbereich der IG Me-
tall gesichert werden.  
 
In diesem Forum werden praktische Erfahrungen ausgetauscht, Erkenntnisse zum Stand der KMU-
Betriebsratsarbeit und Perspektiven der Arbeitnehmerbeteiligung diskutiert. 
 
Thesen 
 
1. Viele KMU-Arbeitgeber und 

ihre Mittelstandsverbände dif-
famieren die Mitbestimmung 
als Irrweg. Sie sei bürokra-
tisch, teuer, wettbewerbs-
schädlich und zudem ein 
Sonderweg in der EU. Im 
Gegensatz zu den meisten 
Großbetrieben, hat der Mit-
telstand keinen wirklichen 
Frieden mit der Teilhabe der 
Arbeitnehmer und der partiel-
len Einschränkung des unter-
nehmerischen Direktionsrech-
tes gemacht. Es ist deshalb 
notwendig, dass die IG Metall 
mit ihrer Politik beharrlich auf 
die Stärkung der Demokratie-
fähigkeit des Mittel-stands 
hinarbeitet. Von der systema-
tischen Erschließung „weißer 
Flecken“ bis hin zur Skandali-
sierung mitbestimmungs-
feindlicher Aktivitäten reicht 
dieses wichtige Arbeitsfeld. 

 
2. KMU-Betriebsräte verfügen 

über eine „schlanke Organi-
sation“ und sind in ihrer Auf-
gabenstellung „Generalisten“.  
Sie sind die „gute Seele“ des 
Betriebes. Ohne sie wären 
viele KMU’s nicht in der Lage 
für Betrieb und Beschäftigte 

wirtschaftlichen Erfolg zu si-
chern. 

 
3. Die fortschreitende Europäi-

sierung betrifft auch die 
Rechte und Sozialstandards 
von Arbeitnehmern. Gerade 
im Mittelstand wird der Nach-
holbedarf Deutschlands deut-
lich. Die Beteiligungs- und 
Mitbestimmungspraxis in an-
deren EU-Ländern ist z.T. 
weitreichender und wirkungs-
voller. Dies reicht vom Zu-
gangsrecht und Arbeitsmög-
lichkeiten der Gewerkschaf-
ten im Betrieb bis hin zu un-
komplizierten, praktischen 
Konfliktlösungen. 

 

4. Die Idee der Partizipation der 
Arbeitnehmer hat sich in der 
Praxis bewährt. Wo Firmen-
inhaber aufgeschlossen agie-
ren, lassen sich wichtige Zu-
kunftsfragen, auch mit Blick 
auf den wirtschaftlichen Nut-
zen erfolgreich bearbeiten. 
Konkurrenz- und Wettbe-
werbsdruck lassen sich mit 
Innovation, guter Arbeit, fai-
ren Tarifen, qualifizierten Be-
schäftigten in Einklang brin-
gen. Gleichwohl bestätigt die 
Erfahrung, dass viele KMU-
Betriebsräte in ihrem Enga-
gement an die Grenzen des  
jetzigen Betriebsverfassungs-

gesetzes geraten. Deshalb 
bedarf es einer Reforminitiati-
ve, welche die einseitige wirt-
schaftliche und soziale „Vor-
machtstellung“ der Unter-
nehmen begrenzt und die Ak-
tionsmöglichkeiten der Be-
triebsräte zur Zukunftssiche-
rung der Betriebe und ent-
sprechender Beschäftigungs-
perspektiven verbessert. 

 
5. Nur wer seine Rechte kennt, 

Strategien beherrscht und be-
reit ist sie offensiv zu nutzen, 
kann gleichberechtigtes Han-
deln und Durchsetzungsfä-
higkeit auf gleicher Augenhö-
he erreichen. Nur wer sich 
qualifiziert und argumentativ 
befähigt, kann gegenüber den 
Arbeitgebern, aber vor allem 
auch gegenüber den Kolle-
ginnen und Kollegen im Be-
trieb überzeugen. 

 
 

 
Der Mittelstand beschäftigt 70,2 % aller 
Arbeitnehmer/innen.

70,2 % 
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Forum 4: Vorausschauende Personalplanung und Qualifizierung -  
  möglich in KMU? 
 
Forenbeschreibung 
 
KMU-Beschäftigte wollen Zugang zu Weiterbildung und beruflichem Fortkommen. Auch die kleinen 
und mittleren Unternehmen benötigen gut ausgebildetes Personal, um sich auf dem Markt zu be-
haupten. Dennoch wird eine gezielte betriebliche Qualifizierungsbedarfsermittlung und die Bereitstel-
lung von Personal als nicht finanzierbar beklagt.  
 
Erfahrungen mit regionalen Verbundlösungen und die Umsetzung des Qualifizierungstarifvertrages 
Baden-Württemberg werden vorgestellt. Ansätze der europäischen Politik und Beispiele aus ver-
schiedenen Ländern geben Hinweise auf Handlungsmöglichkeiten.  
 
Thesen 
 
1. Der bisherige Ansatz des ei-

genverantwortlichen lebens-
langen Lernens des Einzel-
nen reicht nicht aus, um den 
Arbeitsplatz zu erhalten, oder 
den beruflichen Aufstieg si-
cher zu stellen. 

 
2. Wenn kleine und mittlere Un-

ternehmen ein breites Qualifi-
zierungs-Know-how von ihren 
Beschäftigten einfordern, 
müssen sie dafür auch Ver-
antwortung übernehmen. Das 
setzt eine gezielte Personal- 
und Weiterqualifizierungsbe-
darfsermittlung voraus, die 
sowohl die persönlichen Inte-
ressen der Beschäftigten, als 
auch die des Unternehmens 
einbezieht.  

 
3. Eine Reduzierung lebenslan-

gen Lernens auf eine reine 
berufliche Anpassungsqualifi-
zierung führt zu größerer Ab-
hängigkeit gegenüber den 
Arbeitgebern und verringert 
die Arbeitsplatzsicherheit. 
Statt dessen muss die beruf-
liche Weiterbildung den Be-
schäftigten weiterführende 
Bildungschancen eröffnen.  

 
4. Eine gezielte Personal- und 

Qualifikationsbedarfsermitt-
lung wird insbesondere in den 
kleinen und mittleren Unter-
nehmen als Finanzierungs-
problem erachtet. Der positi-

ve Nutzen wird dabei nicht 
erkannt. Deshalb müssen 
Rahmenbedingungen ge-
schaffen werden, die die 
Freistellung und Finanzierung 
für alle Beschäftigten durch 
den Arbeitgeber gewährleis-
ten.  

 
5. Weiterbildungsnetzwerke 

können dabei unterstützen 
und helfen, die Finanzie-
rungsproblematik zu reduzie-
ren. Zudem stellen sie Know-
how und Infrastruktur zur Ver-
fügung, indem sie beratend 
tätig werden, Bedarfsermitt-
lungen durchführen und den 
Wissensaustausch organisie-
ren.  

 
6. Systematische betriebliche 

Personalpolitik und qualifizier-
te Arbeitnehmerbeteiligung in 
KMU’s sind auch im europäi-
schen Vergleich schwach  

 

ausgeprägt. Der europäische 
Austausch über vorhandene 
Weiterbildungskonzepte ein-
zelner Länder kann hier wich-
tige Anregungen geben und 
wechselseitiges Lernen för-
dern.  Die im EMB vereinbar-
te tarifpolitische Zielsetzung, 
Qualifizierung bis 2009 in den 
Tarifverträgen zu verankern, 
macht die berufliche Weiter-
bildung zu einem zentralen 
gewerkschaftlichen Hand-
lungsbereich und schafft 
neue Instrumente für die Ar-
beit der Betriebsräte. 
 

7. Durch die Anerkennung von 
Bildungsabschlüssen und 
Zertifizierungen auf europäi-
scher und internationaler E-
bene sollten die Vorrausset-
zungen für einen europäi-
schen Arbeitsmarkt verbes-
sert werden. 

 

81,9 % 

Der Mittelstand bietet rund 81,9 % der Ausbildungsplätze an. 
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Forum 5: Kleine und mittlere Unternehmen - ein Innovationsfaktor? 

 
Forenbeschreibung 
 
In diesem Forum werden die Stärken und Schwächen des Mittelstandes im Themenfeld Innovation 
diskutiert. Dabei wird nicht nur der Begriff geklärt, sondern auch die Bedingungen dargestellt, unter 
denen in mittelständischen Unternehmen innovationsfördernde- und innovationshemmende Prozes-
se stattfinden.  
Anhand von Beispielen aus der Beratungspraxis werden diese Prozesse dargestellt und untersucht. 
In einem weiteren Schritt werden Ansätze für Betriebsräte entwickelt, wie auf Innovationsprozesse, 
mit dem Ziel der Arbeitsplatzsicherung, Einfluss genommen werden kann. 
 
Thesen 
 
1. KMU haben hohes Innovati-

onspotenzial. Mit 3,2 Millio-
nen Unternehmen und rund 
70 Prozent aller in der priva-
ten Wirtschaft Beschäftigten 
sind KMU ein großer Teil der 
deutschen Wirtschaft. Sie 
nehmen wesentlichen Einfluß 
auf die Beschäftigungsent-
wicklung und haben deshalb 
bei der Schaffung von Ar-
beitsplätzen einen wichtigen 
Beitrag zu leisten. Dies gilt 
ebenso für die Entwicklung 
und Anwendung von Innova-
tionen. 

 
2. Trotz hohem Potenzial sind 

die Innovationsaktivitäten 
rückläufig. Während in ande-
ren Staaten die Bedeutung 
der KMU für die gesamt-
wirtschaftliche Innovationstä-
tigkeit zunimmt, kann 
Deutschland diesem Trend 
nicht folgen. Seit Mitte der 
neunziger Jahre ist die Inno-
vationsaktivität von KMU in 
Deutschland rückläufig. Vor 
allem die nur sporadisch For-
schung und Entwicklung 
betreibenden KMU ziehen 
sich aus dem Innovationsge-
schehen zurück. Originäre 
Unternehmensneugrün-
dungen als Quelle von Inno- 
vationen sind seit einigen 
Jahren stark rückläufig. 

3. Menschen machen Innovati-
onen. Die Innovationskraft ei-
nes Wirtschaftsstandortes 
hängt in einer globalisierten 

und hochgradig vernetzten 
Welt nicht in erster Linie von 
der nationalen Verfügbarkeit 
innovativer Technologien ab. 
Technik und Informationen 
kann man kaufen - Wissen, 
Erfahrungen und Kreativität 
nicht! Entscheidend ist das 
Potenzial an Innovatoren, al-
so innovationsfähigen und in-
novationsbereiten Menschen. 
Menschen sind keine Kosten-
faktoren, sondern das wich-
tigste Potenzial der Unter-
nehmen. Je mehr Mitarbeiter 
mitgenommen werden und 
sich mit ihren Fähigkeiten und 
ihrer Kreativität einbringen 
können, desto besser wird 
das Ergebnis sein. 

 
4. „Humane“ Arbeitsbedingun-

gen sind innovationsfördern-
de Bedingungen. Bildung und 
Qualifizierung sind notwendi-
ge, aber nicht hinreichende 
Voraussetzungen für Innova-
tion. Um ihre Kreativität zu 
entfalten, brauchen Men-
schen entsprechende Ar-
beitsbedingungen. Menschen 
handeln innovativ, wenn Fä-
higkeiten und Motivation 
stimmen und Kommunikation, 
Beteiligung und Freiräume 
möglich sind. Stress macht 
nicht nur krank, er blockiert 
auch Innovation. Auch die 
demografische Entwicklung 
zwingt zum Umdenken. Die 
Praxis zeigt: Altersgemischte 
Teams sind besonders inno-
vativ! 

 

5. Gewerkschaften sind Partner 
für Innovation. Mit der Initiati-
ve „Besser statt billiger“, star-
tete der IG Metall-Bezirk 
NRW eine Offensive, die auf 
Innovation und innovations-
fördernde Bedingungen zur 
Erhaltung des Standortes 
setzt. Nicht Lohndumping ist 
die Lösung in der globalisier-
ten Unternehmenskon-
kurrenz, sondern Investitio-
nen in Forschung, Entwick-
lung und Qualifizierung sind 
der Weg. Diesen Weg mit Be-
legschaften und den Betrie-
ben gemeinsam zu beschrei-
ten, ist Ziel und Wille der IG 
Metall. Sie bietet gerade klei-
neren Betrieben ihre Experti-
se an, die Produktivität zu 
steigern und innovationsför-
dernde Bedingungen zu 
schaffen. Dass dieser Weg 
erfolgreich ist, zeigen gute 
Praxisbeispiele in NRW und 
anderen Bezirken. 
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